
 

 

Seite 1 von 3 

 

Ministerium für Verkehr | Postfach 10 34 52 | 70173 Stuttgart 

Nur per E-Mail 
Regierungspräsidien 
Stuttgart 
Karlsruhe 
Freiburg 
Tübingen 
 
Nachrichtlich 
Landkreistag Baden-Württemberg 
Städtetag Baden-Württemberg 
Gemeindetag Baden-Württemberg 
Rechnungshof Baden-Württemberg 
Prüfungsamt des Bundes Stuttgart 
DEGES Zweigstelle Stuttgart 

Abteilung Straßenverkehr, 
Straßeninfrastruktur 

Name: Dr. Tim Weirich 

Telefon: +49 711 89686-2404 
E-Mail: Tim.Weirich@vm.bwl.de 
Geschäftszeichen: VM2-3944-12/6/1 

(bei Antwort bitte angeben) 

Datum: 2. April 2025 

Bau von Betriebswegen auf Brücken im Zuge von Bundesstraßen, die als 
Kraftfahrstraßen ausgewiesen sind, zur Nutzung durch den Radverkehr – 
Arbeitshinweise zu § 3 Abs. 1 S. 3 Bundesfernstraßengesetz (FStrG) 

Allgemeines 

(1) Bezugnehmend auf den Bau von Betriebswegen auf Brücken im Zuge von Bundesstraßen 
(ausgewiesen als Kraftfahrstraßen) zur Nutzung durch den Radverkehr übermittelt das 
Ministerium für Verkehr nach Abstimmung mit dem Bundesministerium für Digitales und 
Verkehr nachfolgende Arbeitshinweise. 

(2) Hintergrund sind die Vorgaben des § 3 Abs. 1 S. 3 Bundesfernstraßengesetz (FStrG): 
„Betriebswege auf Brücken im Zuge von Bundesautobahnen und Betriebswege auf 
Brücken im Zuge von Bundesstraßen, die als Kraftfahrstraßen ausgewiesen sind, sind 
bedarfsabhängig durch den Träger der Straßenbaulast so zu bauen und zu unterhalten, 
dass auf ihnen auch öffentlicher Radverkehr abgewickelt werden kann.“ 
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Arbeitshinweise zur Anwendung in Baden-Württemberg 

(3) Diese Regelung findet insbesondere bei linienhaften, breiten Hindernissen Anwendung, 
wie beispielsweise Flüssen und Tälern, die eine hohe Trennwirkung für den Radverkehr 
aufweisen. In diesem Fall ist bei der Planung von (Ersatz-)Neubauten von Brücken im 
Zuge von Bundesstraßen (ausgewiesen als Kraftfahrstraße) die Anlage eines 
Betriebsweges, der von Radfahrern genutzt werden kann, zu prüfen.  

(4) Hierbei ist folgendes zu beachten: 

Bedarfsermittlung des Radverkehrs: 
− Es muss ein bedeutendes Nutzerpotential für den Radverkehr vorhanden sein und bei 

der Bedarfsermittlung ist die Wirtschaftlichkeit nachzuweisen. Hierzu sind die 
„Grundsätze für Bau und Finanzierung von Radwegen an Bundesstraßen in der 
Baulast des Bundes“ zu beachten. 

Finanzierung: 
− Die Finanzierung durch den Baulastträger Bund umfasst je nach 

Radverkehrsaufkommen den Bau von einem einseitigen oder beidseitigen 
Betriebsweg sowie den notwendigen Anschlussrampen. 

Dimensionierung: 
− Technische Gestaltung des Betriebsweges gem.  RE-ING 2-1, Nr. 2.6 (2) + (3). 
− Nutzbare Kappenbreite: in der Regel mindestens 3,00 m. 
−  Nutzbarkeit durch Dienstfahrzeuge des Straßenbaulastträgers ist dauerhaft zu 

gewährleisten und gegenüber dem Radverkehr als vorrangig zu betrachten. 
− Ausführung des Geländers als Füllstabgeländer. 
− Auswahl von Schutzeinrichtungen mit möglichst geringem Wirkungsbereich, um den 

Rad- und Fußverkehrs auf dem Betriebsweg weitgehend außerhalb des 
Wirkungsbereichs zu halten. 

Anschlüsse: 
− Beide Rampen haben in der Regel die gleiche Breite, wie die nutzbare 

Bauwerkskappe. 

Bauwerksprüfung: 
− Die ordnungsgemäße Durchführung der Bauwerksprüfung und -überwachung ist 

sicherzustellen. 
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− Die Nutzung des Betriebswegs durch den Straßenbaulastträger ist jederzeit 
sicherzustellen. 

− Währung der Bauwerksprüfung ist eine Vorbeifahrt des Radverkehrs zu ermöglichen. 
Falls dies nicht möglich sein sollte, ist eine Sperrung und Umleitung einzurichten. 

Betriebliche Unterhaltung/ Verkehrssicherung: 
− Die bauliche Erhaltung wird durch den Bund ausgeführt.  
− Die betriebliche Unterhaltung des Radwegs selbst und dessen regelmäßige Kontrolle 

zur Wahrnehmung der Verkehrssicherungspflicht der Rampen des Radweges und des 
Radweges auf der Brücke selbst sind durch die Baulastträger der angrenzenden 
Radwege sicherzustellen. Hierzu ist eine entsprechende Verwaltungsvereinbarung zu 
schließen. 

Verkehrstechnische Ausstattung: 
− Radwege auf Brücken erhalten eine angemessene verkehrstechnische Ausstattung, 

wie zum Beispiel Markierung oder Beschilderung.  
− Beleuchtung des Betriebswegs ist nicht Teil der Straßenbaulast und wird nicht vom 

Bund übernommen. Diese Regelung ist im Bedarfsfall in der oben genannten 
Verwaltungsvereinbarung festzulegen. 

Schlussbestimmung 

(5) Das Ministerium für Verkehr bittet um Beachtung der vorgenannten Regelungen.  

(6) Darüber hinaus ist der Bedarf für den Bau von Betriebswegen auf Brücken im Zuge von 
Bundesstraßen (ausgewiesen als Kraftfahrstraßen) zur Nutzung durch den Radverkehr 
frühzeitig gegenüber dem Ministerium für Verkehr anzuzeigen um eine rechtzeitige 
Abstimmung mit dem Bundesministerium für Digitales und Verkehr im Rahmen einer 
Entwurfsbesprechung zu ermöglichen. 

(7) Dieses Schreiben wird entsprechend der VwV Re-StB-BW vom 01.07.2008 in die LisRe-
StB-BW im Internet- und Intranetangebot des Ministeriums für Verkehr im Sachgebiet 05 
„Brücken- und Ingenieurbau“, Bereich 9 „Verschiedenes“ eingestellt. 

gez. 
Stefan Heß 
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